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Ein demokratisches und tolerantes Miteinander ist auch im Internet unverzichtbar. Gegenwär-

tig werden dort aber Hetze, Hass und Diskriminierung immer wieder und immer mehr verbrei-

tet – besonders in sozialen Netzwerken, Foren und Kommentarspalten. Die Landesanstalt für 

Medien NRW (LfM) und die in ihre Medienkommission entsandten Mitglieder appellieren da-

her an alle Nutzer, aber auch an die Anbieter von Internetplattformen: 

Rassismus, Antisemitismus, Diskriminierung und Hetze dürfen auch im Internet keinen Raum 

finden. Diffamierungen sind zu verurteilen und dürfen nicht heruntergespielt oder verharmlost 

werden. Hasserfüllte Kampagnen im Netz sind Katalysator realer Gewalt. Gerade die aktuel-

len politischen Debatten und Geschehnisse rund um die Flüchtlingssituation zeigen, dass 

„Hate Speech“ und reale Gewalt oft nah beieinander liegen. 

Die LfM fordert daher insbesondere die Betreiber sozialer Medien auf, ihrer Verantwortung 

stärker als bisher gerecht zu werden. Internetplattformen wie Facebook oder YouTube haben 

durch ihre Reichweite eine besondere Bedeutung und damit auch eine besondere Verantwor-

tung. Sie finanzieren sich aus Werbeeinnahmen und anderen Erlösmodellen, die von hohen 

Nutzungszahlen abhängen. Dies darf aber nicht dazu führen, die Grenzen für zulässige Inhal-

te zu weit zu fassen, um immer höhere Nutzungszahlen zu generieren.  

Zwar ist es unbestritten wichtig, dass sich die Internet-Community durch Meinungen und Ar-

gumente im Rahmen von „Social Media“ deutlich positioniert. Aber auch künftig muss es ge-

lingen, eine Diskussionskultur aufrecht zu erhalten, in der Diskriminierung und Hetze von 

vornherein keinen Platz finden. Daher müssen auch die Anbieter der Internetangebote selbst 

stärker entsprechend einwirken, Maßnahmen ergreifen und Position beziehen. Diese Verant-



- 2 -

wortung darf nicht allein auf die Nutzer verlagert werden; die in den sozialen Medien herr-

schende Kommunikationskultur darf nicht sich selbst überlassen werden. 

Immer öfter werden auch Journalisten mit ihrer Berichterstattung zu aktuellen Ereignissen zur 

Zielscheibe von Angriffen und Verleumdungen. Zeitungen und Zeitschriften, private wie öf-

fentlich-rechtliche Fernseh- und Radiosender erleben auf ihren Internetseiten immer öfter An-

feindungen in zum Teil extremer Form. Auch hier gilt: Hass und Hetze dürfen nicht zur Nor-

malität werden und somit die Chance erhalten, als ein akzeptiertes und gesellschaftsfähiges 

Mittel der Meinungsäußerung zu gelten. Diskriminierende, hetzerische, rassistische und 

hasserfüllte Kommentare dürfen nicht als Teil des legitimen Meinungsspektrums bagatellisiert 

werden; „Hate Speech“ gegen Medien und Medienschaffende darf keinen Raum erhalten und 

ist nicht zu akzeptieren. 

Die LfM ruft alle Betreiber von „Social Media“-Plattformen und alle Nutzer auf, Hass und Het-

ze zu stoppen. Und sie ruft alle gesellschaftlichen Gruppen dazu auf, sich gemeinsam für die 

Meinungsfreiheit und gegen die Hetze im Internet zu engagieren.  

Empfehlungen zu einer angemessenen Kommunikation im Netz finden sich unter 

www.klicksafe.de. 

Die Medienkommission ist das Hauptorgan der LfM. Dem Gremium gehören 41 Mitglieder 

(mit jeweils einer Stellvertreterin oder einem Stellvertreter) aus gesellschaftlich relevanten 

Gruppen und Verbänden an. Acht Mitglieder sind vom Landtag NRW benannt. Vorsitzender 

ist Prof. Dr. Werner Schwaderlapp. Die Mitglieder der Medienkommission sind ehrenamtlich 

tätig und vertreten die Allgemeinheit.  

www.lfm-nrw.de 

http://www.netz-gegen-nazis.de/artikel/wie-erkenne-ich-hate-speech-10308
http://www.amadeu-antonio-stiftung.de/hatespeech/
http://www.lfm-nrw.de/

